
Berliner  Jazzpreis  2020  für
Silke Eberhard
BERLIN – rbbKultur und die Senatsverwaltung für Kultur und
Europa vergeben den Jazzpreis Berlin 2020 an Silke Eberhard
(Foto). Der mit 15.000 Euro dotierte Preis wird im Rahmen
eines öffentlichen Konzertes am Donnerstag, 13. August 2020,
ab 20 Uhr im Kleinen Sendesaal des rbb verliehen.

Silke Eberhard prägt seit vielen Jahren die Berliner Jazzszene
und genießt große internationale Wertschätzung. Von Einflüssen
und Vorbildern wie Eric Dolphy, Ornette Coleman und Charles
Mingus  hat  sie  sich  längst  emanzipiert.  Es  ist  ihr  auf
herausragende Weise gelungen, deren musikalische Sprachen und
künstlerische  Visionen  zu  verinnerlichen  und  daraus  eigene
kreative Ideen wachsen zu lassen, was auf besondere Art in der
Arbeit  mit  der  von  ihr  geleiteten  Band  “Potsa  Lotsa”
Niederschlag findet. Im Zuge der Beschäftigung mit der Musik
von Eric Dolphy wurde die Bassklarinette neben dem Altsaxofon
zum gleichberechtigten Instrument von Silke Eberhard.

Silke Eberhard wurde 1972 in Heidenheim an der Brenz geboren
und lebt seit 1995 in Berlin.

Neuer  Medienstaatsvertrag:
Mehr  Lokaljournalismus,
weniger Schleichwerbung
BERLIN  –  Mehr  Unterstützung  für  Lokaljournalismus,  weniger
Schleichwerbung:  Zum  1.  Oktober  ist  der  neue
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Medienstaatsvertrag  Berlin-Brandenburg  in  Kraft  getreten.
Beide Länderparlamente hatten im Juni (Brandenburg) und August
(Berlin)  zugestimmt.  Neben  zahlreichen  medienrechtlichen
Anpassungen  an  die  Erfordernisse  der  digitalen  Medienwelt
werden die Rechte und Möglichkeiten der Medienanstalt Berlin-
Brandenburg gestärkt.

Für  die  beiden  Medienstaatssekretäre  der  Länder,  Christian
Gaebler und
Thomas Kralinski, ist der Medienstaatsvertrag damit „auf der
Höhe  der  Zeit“:  „Die  sich  schnell  verändernde  Medienwelt
bekommt damit einen modernen Rechtsrahmen.“ Viele Verfahren
wurden vereinfacht. So wurde das sogenannte Führerscheinmodell
eingeführt:  Die  Zulassung  für  Rundfunkangebote  ist  damit
unabhängig vom Übertragungsweg und nicht mehr zwangsläufig mit
der  Zuweisung  von  Übertragungskapazitäten  (bspw.  UKW–  oder
DVB-T-Frequenzen)  verbunden.  Aufsichtsmaßnahmen  der
Medienanstalt werden künftig direkt vollziehbar, auch bekommt
sie  bessere  Möglichkeiten,  gegen  Schleichwerbung  vorzugehen
und für die Einhaltung journalistischer Standards bei lokalen
und regionalen Rundfunkveranstaltern zu sorgen.

Brandenburgs  Medienstaatssekretär  Thomas  Kralinski:  „Aus
Brandenburger
Sicht ist besonders wichtig, dass die Medienanstalt ein neues
Förderinstrument  an  die  Hand  bekommt,  mit  dem  sie
lokaljournalistische  Angebote  unterstützen  kann.  Gerade  in
ländlicheren Regionen sind hier in den letzten Jahren große
Defizite  entstanden.  Mit  der  Förderung  von  Rundfunk-  und
Internetangeboten wollen wir dem bereits im kommenden Jahr
entgegenwirken.“

Der Chef der Senatskanzlei Berlin, Christian Gaebler, weist
auf die Stärkung der Freien Radios hin: „Freie Radios haben
die Versuchsphase längst hinter sich gelassen und sind fester
Teil  unserer  Medienlandschaft  geworden.  Die  Förderung  der
technischen  Infrastruktur  und  der  Programmverbreitung  der
Freien  Radios  haben  wir  nun  ebenfalls  als  Aufgabe  der



Medienanstalt  rechtlich  verankert.“

Selbstbedienungsladen  rbb:
Landesrechnungshof kritisiert
schnelle  Beförderungen  und
üppige Gehälter
Berlin  –  Erst  wenige  Wochen  ist  es  her,  dass  der
Landesrechnungshof  massive  Kritik  am  landeseigenen  Berliner
Vivantes-Konzern  übte,  weil  das  Unternehmen,  nach  eigenen
Angaben, Deutschlands größter Klinikkonzern, Managern völlig
überzogene Boni und Anfindungen gezahlt hatte. Anfang Juni
hatte auch der öffentlich-rechtliche rbb darüber berichtet.

Nun steht dieser Sender selbst massiv in der Kritik. Denn im
300 Seiten starken Jahresbericht 2018 listen die Kassenprüfer
unter  zahlreichen  anderen  Beispielen  von  Verschwendung
öffentlicher Mittel auch Beispiele aus dem rbb auf.

Der Rechnungshof kritisiert, dass es seit Gründung des Senders
vor 15 Jahren „kein vollständig einheitliches Tarifwerk“ für
die  Mitarbeiter  gebe.  Das  System  bestimmter  Zulagen  und
Prämien sei intransparent.

Der  bekannte  BZ-Kolumnist  Gunnar  Schupelius  hat  das  jetzt
konkretisiert.  In  einem  aktuellen  Beitrag  benennt  er  die
Missstände ohne Umschweife:

„Die Gehälter seien grundsätzlich zu hoch, die Mitarbeiter
würden zu schnell befördert. Die Gewährung von Prämien und
auch die Honorare für Vertretungen seien schwer durchschaubar.
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Der Sender zahle außerdem Zuschläge für das Fahren großer
Fahrzeuge und ein extra Kindergeld.“

Die  Vergütungen  seien  deutlich  besser  als  im  Öffentlichen
Dienst, moniert der Prüfbericht des Landesrechnungshofes. So
liege  die  niedrigste  Anfangsvergütung  beim  rbb  monatlich
1.797, 44 Euro und die höchste bei 10.329 Euro (Stand: Januar
2018).  In  den  höheren  Vergütungsgruppen  verdienen  die
Mitarbeiter des Senders monatlich 4000 Euro brutto mehr pro
Monat als ihre vergleichbaren Kollegen im öffentlichen Dienst
der Stadt.

Auf Nachfrage der BZ habe eine Sprecherin des rbb zugesagt,
„etwaige  Beanstandungen  bzw.  Verbesserungsvorschläge  sehr
ernst zu nehmen und darauf zu reagieren“. Ist das nicht schön?
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